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ERSTER TEIL 

Die öffentliche Verantwortung für die 
Wohnungsversorgung 

§ 1 

Wohnungsversorgung als öffentliche Aufgabe 

(1) Bund, Länder und Gemeinden haben nach 
Maßgabe dieses Gesetzes dafür zu sorgen, daß je- 
der Staatsbürger eine Wohnung erhält, die der 
Würde des Menschen gerecht wird, die freie Entfal- 
tung der Persönlichkeit fördert und die Pflege des 
Familienlebens ermöglicht. 

(2) Zur Erfüllung der Aufgabe nach Absatz J 
haben Bund, Länder und Gemeinden im Rahmen 
ihrer Zuständigkeiten und Befugnisse durch lang- 
fristige Programme insbesondere sicherzustellen, 
daß 

1. die Nachfrage nach Wohnungen regional 
und örtlich durch ein entsprechendes An- 
gebot an Wohnungen ständig befriedigt 
werden kann, 

2. bei dem Neubau von Wohnungen hin- 
sichtlich der tatsächlichen und rechtlichen 
Arten ihrer Nutzung den unterschied- 
lichen Bedürfnissen und wirtschaftlichen 
Möglichkeiten der wohnungsuchenden Be- 
völkerung entsprochen werden kann, 

3. der Wohnungsstandard nach Maßgabe des 
Ersten Abschnitts des Zweiten Teils er- 
reicht und entsprechend dem kulturellen, 
zivilisatorischen und sozialen Fortschritt 
verbessert wird, 

4. allen Staatsbürgern ermöglicht wird, eine 
ihren Erfordernissen und Bedürfnissen 
und dem Standard entsprechende Woh- 
nung zu benutzen. 

Sie haben ferner eigenes Bauland zu tragbaren Be- 
dingungen für den Wohnungsneubau sowie für Er- 
satzbauten, die in Durchführung der Modernisie- 
rung oder Sanierung zu errichten sind, zur Ver- 
fügung zu stellen und zur Beschaffung geeigneten 
neuen Baulandes beizutragen. 

(3) Raumordnung, Landesplanung und Bauleit- 
planung sollen eine sinnvolle räumliche Anordnung 
der Wohnungsbauten bewirken. 

§ 2 

Finanzierung der Wohnungs Versorgung 

(1) Bund, Länder und Gemeinden stellen für die 
Wohnungs Versorgung Förderungsmittel bereit und 
übernehmen Bürgschaften. 

(2) Die Förderungsmittel werden als Zuschüsse, 
öffentliche Darlehen und Wohngeld gewährt. 


§ 3 

Mitwirkung des Staatsbürgers 

Jeder Staatsbürger hat die Pflicht, zu seiner Woh- 
nungsversorgung nach seinen wirtschaftlichen Mög- 
lichkeiten beizutragen. 

§ 4 

Sachlicher Geltungsbereich des Gesetzes 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Wohnungs Versor- 
gung in allen tatsächlichen und rechtlichen Formen 
der Nutzung bestehender oder neu zu schaffender 
Wohnungen (Wohnungen in Einfamilienhäusern 
und Mehrfamilienhäusern, Eigenheime, Eigentums- 
wohnungen, Wohnungen im Dauerwohnrecht, Ge- 
nossenschaftswohnungen und Mietwohnungen). 

(2) Die Wohnungsversorgung umfaßt auch die im 
notwendigen Zusammenhang mit der Errichtung von 
Wohngebäuden zu schaffenden und zu unterhalten- 
den Gemeinschaftsanlagen. 


ZWEITER TEIL 

W ohnungsstandard 

ERSTER ABSCHNITT 

Anforderungen an neue und bestehende 
Wohnungen 

.§ 5 

Mindestanforderungen für den Wohnungsneubau 

(1) Wohnungen sind so herzustellen, daß sie den 
neuzeitlichen Anforderungen entsprechen, die in 
städtebaulicher, bautechnischer und hygienischer 
Hinsicht an die Lage, die Zugänglichkeit, die Größe, 
die Ausstattung und die Belegung der Wohnungen 
sowie an die zu ihnen gehörenden Erschließungs-, 
Versorgungs- und Gemeinschaftseinrichtungen zu 
stellen sind. 

(2) Beim Wohnungsneubau sind folgende Min- 
destanforderungen zu erfüllen (Wohnungsstandard): 

1. Ausstattung 

Für den inneren Ausbau und die tech- 
nische Ausführung der Wohnungen: 

a) Wohnungsabschluß mit Vorraum in 
der Wohnung, 

b) Küche mit ausreichenden Entlüftungs- 
möglichkeiten, Doppelspülbecken, Ver- 
sorgung mit Kalt- und Warmwasser, 
Gas- oder Elektroherd, Anschlußmög- 
lichkeiten für einen Kohleherd, 
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c) Abortraum innerhalb der Wohnung 
mit Spülabort, 

d) Baderaum mit Bad oder Dusche und 
mit Waschbecken, Versorgung mit 
Kalt- und Warmwasser, 

e) Heizungsanlagen für alle Wohnräume, j 
Küche, Bad und Abortraum, zentrale ! 
Wärmeversorgung in Gebäuden mit 
mehr als fünf Wohnungen oder mit 
mehr als drei Vollgeschossen, 

f) Anschlußmöglichkeit für elektrische 
Beleuchtung in allen Räumen, außer- 
dem in den Wohnräumen und in der 
Küche je zwei Steckdosen, in den übri- 
gen Räumen je eine Steckdose; in den 
Küchen und Bädern sind die Strom- 
kreise so zu bemessen, daß die erfor- 
derliche Energie für den Betrieb elek- 
trischer Geräte entnommen werden 
kann, 

g) ausreichender Wärme- und Schall- 
schutz nach den neuesten anerkannten 
technischen Kenntnissen, 

h) ausreichender Vorrats- und Abstell- 
raum; innerhalb der Wohnung sind 
4 vom Hundert der Nutzfläche als Ab- 
stellraum einzurichten, davon ein Drit- 
tel als belüftbare Speisekammer oder 
als belüftbarer Speiseschrank, als Kü- 
cheneinbau und als Besenschrank, 

i) außerhalb der Wohnung abgeschlosse- 
ner Kellerraum von mindestens 6 qm 
je Wohnung oder entsprechender Er- 
satzraum; verschließbarer Abstellraum 
außerhalb des Kellergeschosses von 
mindestens 6 qm je Wohnung, 

k) gemeinschaftliche, ausreichend einge- 
richtete Wasch- und Trockenräume und 
Abstellraum für Kinderwagen und 
Fahrräder, 

l) Gemeinschaftsantenne für Rundfunk 
und Fernsehen. 

2. Verkehrsmäßige Erschließung 

Für die verkehrsmäßige Erschließung: 

a) Lage an einer hergestellten Straße mit 
gefahrlosem und belästigungsfreiem 
Zugang zur Wohnung, 

b) Zugänglichkeit für notwendige, dem 
Stande der Technik entsprechende An- j 
lieferungen (Öl- und Kohlenlieferung), 1 
für Krankenwagen, Feuerwehr und 
Müllabfuhr, 

c) Beschränkung der von dem Kraftfahr- 
zeugverkehr ausgehenden Belästigun- 
gen, 

d) Vorhandensein von nicht unzumutbar 
störenden Garagen und Stellplätzen in 
genügender Anzahl. 


3. Versorgung 

Für die Versorgung: 

a) Anschluß an die öffentliche Versor- 
gung mit Energie und Wasser, 

b) Sicherstellung einer ausreichenden und 
regelmäßigen Abfallbeseitigung, 

c) Anschluß an die öffentliche Abwasser- 
beseitigung; in ländlichen Bereichen 
oder anderen Ausnahmefällen ist eine 
schadlose Beseitigung der Abwasser 
sicherzustellen, welche die dem Stande 
der Haustechnik entsprechende Nutz- 
barkeit der Wohnung nicht ungebühr- 
lich erschwert und die Benutzung neu- 
zeitlicher sanitärer Einrichtungen (Spül- 
abort, Bad) nicht ausschließt. 

4. Wohnungsgröße 

Für die Größe der Wohnungen: 

a) nicht weniger als 30 qm Wohnfläche 
für den Einpersonenhaushalt, 

b) nicht weniger als 50 qm Wohnfläche' 
für den Zweipersonenhaushalt. 

Die Mindestwohnfläche erhöht sich je- 
weils um 10 qm für jede weitere dem 
Haushalt angehörende Person; Kinder 
über drei Jahre sollen in der Regel ('inen 
eigenen Schlafraum haben. 

5. Wohnlage 
Für die Lage: 

a) Ausschließung von unzumutbaren Stö- 
rungen durch Gerüche, Staub, Rauch, 
Gas und Geräusche, die von gewerb- 
lichen und anderen nicht Wohnzwek- 
ken dienenden Anlagen ausgehen, 

b) verkehrsmäßig gute Verbindungen zu 
kulturellen, religiösen, sozialen, bil- 
dungsmäßigen und verwaltungsmäßi- 
gen Einrichtungen. 

6. Gemeinschaftsanlagen 

Für die Gemeinschaftsanlagen für Kinder 
und Jugendliche: 

a) ab 3 Wohnungen ausreichende Klein- 
kinderspielplätze, ausgestattet mit 
Sandkästen, ab 50 Wohnungen auch 
mit Turn- und Klettergeräten, 

b) ab 750 Wohnungen zusätzlich ausrei- 
chende Spiel- und Tummelplätze für 
größere Kinder und Jugendliche inner- 
halb der Wohnsiedlung oder unmittel- 
bar an deren Rand in nicht störender 
Lage, 

c) ab 1000 Wohnungen zusätzlich Kinder- 
tagesstätten mit ausreichenden Plätzen 
im Kindergarten und Kinderhort, min- 
destens jedoch mit je 30 Plätzen, 

d) ab 1000 Wohnungen zusätzlich ein Ju- 
gendzentrum zum Basteln und Werken 
sowie für Vorträge. 
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(3) Von den Mindestanforderungen des Absat- 
zes 2 können Abweichungen zugelassen werden, 
wenn besondere örtliche Verhältnisse oder beson- 
dere allgemeine betriebliche oder persönliche Be- 
dürfnisse ihrer Verwirklichung entgegenstehen. Ab- 
weichungen können ferner für vom Eigentümer 
eines Eigenheimes bewohnte Wohnungen zugelas- 
sen werden. Die Abweichungen können mit Aufla- 
gen verbunden werden. 

(4) Die Gemeinden sind verpflichtet, bei der 
Durchführung von Neubauprogrammen für die 
gleichzeitige Errichtung der erforderlichen Erschlie- 
ßungs- und Gemeinschaftsanlagen und Folgeeinrich- 
tungen zu sorgen. 

§ 6 

Periodische Festsetzungen des Wohnungsstandards 

In Abständen von nicht weniger als zehn Jahren 
sind die Mindestanforderungen des § 5 durch Bun- 
desgesetz neu festzusetzen. Dabei ist den Fortschrit- 
ten Rechnung zu tragen, die sich aus den Ergebnis- 
sen der wissenschaftlichen und technischen For- 
schung herleiten und in kultureller, zivilisatorischer 
und sozialer Hinsicht anzustreben sind. 

§ 7 

Anpassung bestehender Wohnungen 
an den Wohnungsstandard 

(1) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes beste- 
henden Wohnungen sind den Mindestanforderun- 
gen des § 5 im Rahmen der tatsächlichen, techni- 
schen und zumutbar wirtschaftlichen Möglichkeiten 
anzupassen. Wohnungen, die erheblich von den 
Mindestanforderungen abweichen und der Würde 
des Menschen nicht gerecht werden, dürfen nicht 
mehr als Wohnungen verwendet werden, sofern 
eine Anpassung nach Satz 1 nicht möglich ist oder 
Aufwendungen verursachen würde, die in einem 
unangemessenen Verhältnis zu dem Sachwert und 
dem erzielbaren Ertragswert der Wohnungen ste- 
hen. 

(2) Die Eigentümer bestehender Wohnungen 
sind verpflichtet, die Wohnungen nach Maßgabe 
des Absatzes 1 und in Übereinstimmung mit den 
Zeitstufenplänen (§ 9) instand zu setzen, zu moderni- 
sieren, zu räumen, räumen zu lassen oder zu besei- 
tigen. Die Bewohner bestehender Wohnungen sind 
verpflichtet die Maßnahmen zur Instandsetzung 
oder Modernisierung zu dulden; sie haben die 
Wohnung zu räumen, wenn dies zum Zwecke der 
Instandsetzung oder Modernisierung nach Absatz 1 
Satz 1 erforderlich ist. Die Sätze 1 und 2 finden 
entsprechende Anwendungen bei sonstigen Räu- 
men, die zum Zwecke der Instandsetzung oder Mo- 
dernisierung von Wohnungen geräumt werden 
müssen. 

(3) Die Eigentümer oder Benutzer bestehender 
Anlagen, die in zum Wohnen bestimmten Baugebie- 
ten liegen und unzumutbare Störungen im Sinne des 
§ 5 Abs. 2 Nr. 5 Buchstabe a verursachen, sind im 


! Rahmen der Zeitstufenpläne (§ 9) verpflichtet, die 
Störungen auf ein zumutbares Maß zu mindern 
oder, sofern dies nicht möglich oder unwirtschaftlich 
ist, die störende Nutzung aufzugeben oder die An- 
lage zu beseitigen. 

(4) Die Gemeinden und die sonstigen Erschlie- 
ßungs- und Versorgungsträger sind verpflichtet, im 
Rahmen der Zeitstufenpläne (§ 9) die zur Erreichung 

' des Wohnungsstandards für bestehende Wohnun- 
j gen erforderlichen Straßen und Versorgungsanlagen 
herzustellen, fertigzustellen oder zu verbessern und 
die Gemeinschaftsanlagen nach § 5 Abs. 2 Nr. 6 
1 Buchstaben b bis d einzurichten, soweit dies nach 
den tatsächlichen Gegebenheiten möglich ist. 

(5) Die Gemeinden sollen dafür sorgen, daß die 
| durch Räumung oder Beseitigung von Wohnungen 
| und Anlagen nach den Absätzen 2 und 3 erforder- 

j liehen Ersatzwohnungen oder Grundstücke für 
Ersatzanlagen bereitstehen. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für 
| bei Inkrafttreten des Gesetzes im Bau befindliche 
I Gebäude und sonstige Anlagen. 

i 

i 

§ 8 

Bestandsaufnahme 

(1) Die Gemeinden ermitteln innerhalb von zwei 
Jahren nach Inkrafttreten dieser Vorschrift alle 
Wohnungen, die den Mindestanforderungen nach 
§ 5 Abs. 2 nicht entsprechen, sowie die Anlagen, die 
unzumutbare Störungen im Sinne des § 5 Abs. 2 
Nr. 5 Buchstabe a verursachen. Ferner stellen die 
Gemeinden fest, welche Straßen und welche Ver- 
sorgungs- und Gemeinschaftsanlagen von ihnen, 
von sonstigen Erschließungs- oder Versorgungs- 
trägern oder von Dritten zu schaffen sind. 

(2) Die Gemeinde teilt der von der Landesregie- 
i rung bestimmten Behörde die Ermittlungen und 

Feststellung mit und übermittelt ihr begründete 
; Vorschläge für die zeitliche Reihenfolge der Maß- 
i nahmen nach § 7 unter Angabe der überschlägigen 
Kosten und der voraussichtlichen eigenen finan- 
ziellen Leistungen, 
i 

j (3) Eigentümer und Nutzungsberechtigte sind 
i verpflichtet, den Beauftragten der Gemeinde und 
' der Bauaufsichtsbehörde die für die Ermittlungen 
und Feststellungen erforderlichen Auskünfte zu er- 
teilen, ihnen von Grundstücksbelastungen und 
I Rechten zur Nutzung des Grundstücks Kenntnis zu 
j geben und ihnen das Betreten des Grundstücks, der 
Gebäude und der Wohnungen zu angemessener 
Tageszeit zu gestatten. Das Grundrecht des Arti- 
kels 13 des Grundgesetzes wird insoweit ein- 
: geschränkt. 


Zeitstufenpläne 

(1) Zur Erfüllung der Forderungen des § 7 stellt 
die Gemeinde in Übereinstimmung mit den FÖrde- 
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rungsprogrammen des Landes (§ 43) durch Satzung 
Zeitstufenpläne auf. Die Satzung bedarf der Geneh- 
migung der Aufsichtsbehörde, im Falle des Ab- 
satzes 2 Nr. 1 auch der für die Genehmigung des 
Flächennutzungsplanes zuständigen Behörde. 

(2) Es sind getrennte Zeitstufenpläne aufzustellen 
für 

1. die bauliche Erneuerung von Sanierungs- . 
gebieten (Flächensanierung), 

2. die Instandsetzung, Modernisierung oder 
Räumung bestehender Wohnungen, die 
Maßnahmen zur Minderung von Störun- 
gen oder zur Aufgabe störender Nutzun- : 
gen sowie die Beseitigung von Wohnun- 
gen und sonstigen Anlagen außerhalb 
einer Flächensanierung (Einzelsanierung), 

3. die Errichtung von Ersatzwohnungen und 
Ersatzanlagen, 

4. die Herstellung, Fertigstellung oder Ver- ; 
besserung von Erschließungs-, Versor- 
gungs- und Gemeinschaftsanlagen. 

Die Zeitstufenpläne sind untereinander abzustim- 
men. Vorhandene Flächennutzungspläne werden 
durch den Zeitstufenplan nach Nummer 1 um die 
in ihm genannten Sanierungsgebiete ergänzt. 

(3) In den Zeitstufenplänen nach Absatz 2 Satz 1 
Nrn. 1, 3 und 4 sind die Zeiträume festzulegen, in 
denen die Maßnahmen durchzuführen sind. Im Zeit- 
stufenplan nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 ist für jede 
Wohnung und sonstige Anlage der Zeitpunkt fest- 
zusetzen, bis zu dem mit der geforderten Maßnahme 
zu beginnen ist; dabei sind angemessene Fristen 
vorzusehen, die insbesondere bei geforderter Räu- 
mung oder Nutzungsaufgabe die Beschaffung einer 
Ersatzwohnung oder Ersatzanlage gestatten. 

(4) Soweit der Zeitstufenplan nach Absatz 2 
Satz 1 Nr. 2 die Instandsetzung, Modernisierung 
oder Räumung von Wohnungen vorsieht, bedürfen 
mit seinem Inkrafttreten Vereinbarungen, welche 1 
den Ertragswert der Wohnungen erhöhen oder den 
Besitz oder ein Nutzungsrecht über den im Zeit- 
stufenplan genannten Zeitpunkt hinaus neu begrün- 
den oder verlängern, der Genehmigung der Ge- 
meinde. 

(5) Die in dem Zeitstufenplan nach Absatz 2 
Satz 1 Nr. 2 vorgesehenen Maßnahmen können von 
der Gemeinde mit Zustimmung der beteiligten j 
Eigentümer und betroffenen Nutzungsberechtigten j 
in der zeitlichen Folge untereinander ausgetauscht 
werden. 

§ 10 

Erhaltung des Wohnungsstandards 

Eigentümer und Nutzungsberechtigte einer Woh- 
nung sind verpflichtet, die Wohnung in dem Zu- 
stand zu erhalten, die dem Wohnungsstandard nach ; 
§ 5 Abs. 2 oder den Verpflichtungen nach § 7 ent- 1 
spricht. ! 


ZWEITER ABSCHNITT 
Wohnungsaufsicht 

§ 11 

Aufgabe 

(1) Die Gemeinden haben nach Maßgabe der 
§§ 12 bis 14 dafür zu sorgen, daß Wohnungsneubau- 
ten dem Wohnungsstandard (§ 5 Abs. 2 und § 6) 
entsprechen, daß bestehende und in Bau befindliche 
Wohnungen gemäß § 7 dem Wohnungsstandard an- 
gepaßt werden und daß der jeweils geforderte Zu- 
stand der Wohnungen erhalten bleibt (Wohnung- 
aufsicht). 

(2) Die für die Wohnungsaufsicht zuständige Be- 
hörde wird durch die Gemeinde bestimmt. 

§ 12 

Wohnungsneubau 

Die örtlich zuständige Behörde entscheidet bei 
Wohnungsneubauten im Baugenehmigungsverfah- 
ren über die Einhaltung des Wohnungsstandards 
und im Einvernehmen mit der Gemeinde über Ab- 
weichungen. 

§ 13 

Anordnungen 

(1) Auf der Grundlage des Zeitstufenplanes des 
§ 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 ordnet die Örtlich zuständige 
Behörde die notwendigen Maßnahmen unter Mit- 
teilung der gesetzten Frist schriftlich an. Dabei un- 
terrichtet sie die Verpflichteten über die bestehen- 
den Förderungsmöglichkeiten. 

(2) Soweit nach dem Zeitstufenplan des § 9 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 Maßnahmen von anderen Er- 
schließungs- und Versorgungsträgern als der Ge- 
meinde zu treffen sind, ordnet die Gemeinde deren 
Durchführung unter Mitteilung der gesetzten Frist 
schriftlich an. 

(3) Die Anordnungen nach den Absätzen 1 und 2 
sind mit den Mitteln des Verwaltungszwanges zu 
vollziehen. Im Falle einer Ersatzvornahme trägt der 
Grundstückseigentümer die Kosten; dabei sind die 
in diesem Gesetz für die jeweilige Maßnahme vor- 

i gesehenen Förderungen zu gewähren. 

(4) Die Anordnungen nach Absatz 1 dürfen nur 
vollzogen werden, wenn die vorgesehenen Förde- 
rungsmittel zur Verfügung stehen, im Falle einer 
geforderten Räumung, wenn für den zur Räumung 
Verpflichteten eine angemessene Ersatzwohnung 
oder Ersatzanlage bereitsteht. 

(5) Soweit die Gemeinde selbst nach § 9 Abs. 4 
verpflichtet ist, hat die Aufsichtsbehörde nach Lan- 
desrecht das Notwendige zur Erfüllung des Zeit- 
stufenplanes zu veranlassen, wenn die Gemeinde 
der Verpflichtung nicht fristgerecht nachkommt. 

(6) Mit der Anordnung einer Räumung nach 
Absatz 1 gehen ihr entgegenstehende obligato- 
rische Nutzungsrechte unter. Der Eigentümer ist 
verpflichtet, nach Instandsetzung oder Modernisie- 
rung der Wohnungen den früheren Nutzungsberech- 
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tigten die Begründung neuer Nutzungsrechte an den 
von ihnen genutzten Wohnungen oder sonstigen 
Räumen anzubieten. 

§ 14 

Wohnungsüberwachung 

(1) Die örtlich zuständige Behörde wacht darüber, 
daß die Wohnungen dem Wohnungsstandard nach 

§ 5 Abs. 2 oder § 6 oder den Forderungen nach § 7 j 
entsprechen. Sie hat die jeweils erforderlichen Maß- 
nahmen zu laufenden Instandsetzungen anzuordnen. 

(2) Die Gemeinden sind verpflichtet, die örtlich 
zuständige Behörde bei Erfüllung ihrer Aufgaben !■ 
zu unterstützen. 

(3) Die Gemeinden stellen jährlich den Woh- 
nungsbedarf fest und unterrichten sich über das 
Wohnungsangebot. Sie teilen der von der Landes- 
regierung bestimmten Behörde die Ergebnisse ihrer 
Ermittlungen und Feststellungen mit und unter- 
breiten ihr begründete Vorschläge für notwendige 
Neubaumaßnahmen. 

(4) Das Nähere regeln die Landesregierungen 
durch Rechts Verordnungen. 


DRITTER ABSCHNITT 

Besondere Vorschriften 
für die Flächensanierung 

§ 15 

Voraussetzungen 

(1) Eine Flächensanierung ist erforderlich, wenn 
die bisherige Bebauung oder Nutzung eines Gebie- 
tes den allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse oder der Sicherheit 
der in diesem Gebiet wohnenden oder arbeitenden 
Menschen nicht entspricht und diese Mißstände nur 
durch bauliche Erneuerung dieses Gebietes beseitigt 
werden können. 

(2) Die Flächensanierung ist unter den Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 insbesondere erforderlich, 

1. wenn eine beträchtliche Anzahl der im 
Sanierungsgebiet gelegenen Wohnungen 
nach ihrer Ausstattung oder technischen 
Ausführung dem Wohnungsstandard nicht 
entspricht und diesem nicht gemäß § 7 
angepaßt werden kann, 

2. wenn das Maß der vorhandenen baulichen 
Nutzung die für den Neubau geltenden 
Mindestanforderungen wesentlich über- 
schreitet, 

3. wenn zum Wohnen bestimmte Gebiete in 
nicht vertretbarer Weise mit gewerblichen 
oder industriellen Anlagen durchmischt 
sind, 

4. wenn der Verkehr oder von ihm aus- 
gehende Störungen eine Strukturänderung 
erfordern oder 


5. wenn ein Gebiet nicht hinreichend mit 
Erschließungs-, Versorgungs- und Gemein- 
schaftsanlagen ausgestattet ist. 

§ 16 

Sanierungsplan 

Der Plan über die mit der Sanierung angestrebte 
Neuordnung (Sanierungsplan) ist als Bebauungs- 
plan aufzustellen. In ihm sind die Flächen zu be- 
zeichnen, auf die sich die Sanierung erstreckt 
(Sanierungsbereich) . 

§ 17 

Sanierungsausschuß 

(1) Zur Vorbereitung und Durchführung der Sa- 
nierung bedient sich die Gemeinde eines Sanierungs- 
ausschusses. Der Sanierungsausschuß kann auch für 

| mehrere Gemeinden gebildet werden; er besteht aus 
! unabhängigen Sachverständigen. Das Nähere regeln 
■ die Landesregierungen durch Rechtsverordnung. 

(2) Dem Sanierungsausschuß obliegt, sofern im 
Sanierungsgebiet eine Umlegung durchzuführen ist, 
auch die Aufgaben der Umlegungsstelle (§ 46 Abs. 1 

| des Bundesbaugesetzes). Besteht ein Umlegungsaus- 
schuß, so können diesem nach einer gegebenenfalls 
gebotenen Ergänzung um weitere Sachverständige 
auch die Aufgaben des Sanierungsausschusses über- 
tragen werden. 

(3) Der Sanierungsausschuß hat der Gemeinde- 
vertretung über den Entwurf des Sanierungsplanes 
ein Gutachten zu erstatten, bevor dieser als Bebau- 
ungsplan festgesetzt wird. Bei der Vorlage des Be- 
bauungsplanes zur Genehmigung ist das Gutachten 
des Sanierungsausschusses, soweit die Gemeinde 
ihm nicht gefolgt ist, mit einer Stellungnahme der 
Gemeinde beizufügen. 

§ 18 

Besondere Veränderungssperre 

(1) Für einen Sanierungsbereich (§ 16 Satz 2) so- 
wie für Gebiete, für welche die Gemeinde beschlos- 
sen hat, einen Sanierungsplan aufzustellen, kann 
die Gemeinde — unbeschadet des § 14 Abs. 1 des 
Bundesbaugesetzes — eine besondere Verände- 
rungssperre mit dem Inhalt beschließen, daß 

1. keine neuen Miet- und Pachtverträge ab- 
geschlossen werden dürfen, deren Dauer 
ein Jahr überschreitet oder sich jeweils um 
mehr als ein Jahr verlängert, 

2. die Vereinbarung von Mieterhöhungen bei 
solchen Wohnungen unzulässig ist, die 
nicht dem Wohnungsstandard entsprechen, 

3. im übrigen die Vereinbarung von Miet- 
und Pachterhöhungen der Genehmigung 
der Gemeinde bedarf. 

(2) Die Gemeinde bestimmt die Dauer der beson- 
deren Veränderungssperre. Diese tritt außer Kraft, 
wenn nicht binnen vier Jahren seit ihrem Inkraft- 
treten der Sanierungsplan (§ 16) rechtsverbindlich 
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wird. Die besondere Veränderungssperre wirkt nach 
Eintritt der Rechtsverbindlichkeit des Sanierungs- 
planes für ihm nicht entsprechende Anlagen fort, je- 
doch längstens um weitere zehn Jahre. Für Teile von 
Sanierungsbereichen kann die besondere Verände- 
rungssperre mit Genehmigung der obersten Landes- 
behörde um weitere fünf Jahre verlängert werden, 
sofern die Sanierung in dem Sanierungsbereich zum 
überwiegenden Teil in Angriff genommen und in 
wesentlichen Teilen durchgeführt ist. 

(3) Die Vorschriften des § 14 Abs. 2 Satz 1 und 
des § 16 des Bundesbaugesetzes finden entspre- 
chende Anwendung, über Ausnahmen entscheidet 
die Gemeinde. 

(4) Für die Entschädigung gilt § 18 des Bundes- 
baugesetzes mit der Maßgabe, daß sie eine mehr als 
zehnjährige besondere Veränderungssperre voraus- 
setzt. Wird die Veränderungssperre deswegen auf- 
gehoben, weil die Gemeinde aus von ihr zu vertre- 
tenden Gründen von der Durchführung der Sanie- 
rung Abstand nimmt oder nicht binnen vier Jahren 
seit Inkrafttreten der besonderen Veränderungs- 
sperre den Sanierungsplan aufstellt, so beginnt die 
Entschädigungspflicht mit Ablauf des vierten Jahres. 

(5) § 24 Abs. 3, § 25 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 5 
des Bundesbaugesetzes finden innerhalb von Sanie- 
rungsbereichen keine Anwendung, sofern die Ge- 
meinde auch eine Satzung nach § 26 des Bundesbau- 
gesetzes beschlossen hat. 


VIERTER ABSCHNITT 
Entschädigungen 
§ 19 

Entschädigungsgrundsätze 

(1) Soweit sich Maßnahmen auf Grund dieses Ge- 
setzes als Enteignung darstellen, ist angemessene 
Entschädigung zu leisten. Die Vorschriften des Zwei- 
ten Abschnitts des Fünften Teils des Bundesbauge- 
setzes finden entsprechende Anwendung, soweit die 
Vorschriften der §§ 20 bis 23 keine andere Regelung 
treffen. 

(2) Wertänderungen, die infolge der vorgesehe- 
nen Modernisierung oder Sanierung eingetreten 
sind, bleiben bei der Festsetzung der Entschädigung 
unberücksichtigt. 

(3) Zur Entschädigung ist die Gemeinde verpflich- 
tet. 

§ 20 

Anbietungsrecht für Sanierungsgrundstücke 

(1) Ist in einem Zeitstufenplan nach § 9 Abs. 2 
Nr. 2 die Beseitigung eines Gebäudes gefordert oder 
hat der Sanierungsausschuß die Beseitigung gemäß 
§ 17 Abs. 4 angeordnet, so kann der Eigentümer der 
Gemeinde das Grundstück zum Erwerb anbieten. 
Kommt innerhalb von neun Monaten eine Einigung 
über die Übernahme nicht zustande, so kann der 


Eigentümer die Entziehung des Eigentums durch 
Enteignung nach Maßgabe des Fünften Teils des 
Bundesbaugesetzes verlangen; für die Entschädigung 
gilt § 19. 

(2) Das Anbietungsrecht besteht auch für inner- 
halb eines Sanierungsbereichs gelegene unbebaute 
Grundstücke. 

(3) Die Gemeinde kann ihr angebotene Grund- 
stücke auch durch einen Dritten erwerben lassen. 

§ 21 

Entschädigung für den Substanzverlust 

Für Gebäude oder Gebäudeteile, die beseitigt 
werden müssen, wird insoweit eine Entschädigung 
nicht gewährt, als deren mangelhafter baulicher Zu- 
stand durch den Eigentümer zu verantworten ist. 
Keine Entschädigung ist zu leisten, wenn nach der 
Verkehrsanschauung das Ende der natürlichen 
Lebensdauer des Gebäudes erreicht ist. 

§ 22 

Beseitigungsentschädigung 

Führt der Eigentümer eines Gebäudes oder Ge- 
bäudeteiles die geforderte oder angeordnete Beseiti- 
gung selbst durch, so werden ihm die notwendigen 
Kosten für den Abbruch und für die Planierung des 
Grundstückes sowie die mit der Beseitigung verbun- 
denen sonstigen Schäden insoweit ersetzt, als sie 
nicht vermeidbar sind. 


Räumungsentschädigung 

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von 
Wohnungen oder sonstigen Räumen und Anlagen, 
deren Räumung gefordert oder angeordnet ist, haben 
Anspruch auf Ersatz der Vermögensnachteile und 
Aufwendungen, die ihnen unmittelbar durch die 
Räumung entstehen. Das gilt auch für eine vorüber- 
gehende Räumung. 


DRITTER TEIL 

Finanzierung der Wohnungsversorgung 

ERSTER ABSCHNITT 

Modernisierung, Instandsetzung und Sanierung 

§ 24 

Modernisierung und Instandsetzung von Wohnungen 

(1) Zur Modernisierung von Wohnungen nach 
§ 7 wird auf Antrag ein verlorener Zuschuß (Moder- 
nisierungsprämie) in Höhe von 10 vom Hundert der 
notwendigen Modernisierungskosten gewährt. Das 
Nähere über die notwendigen Modernisierungs- 
kosten regelt der Bundesminister für Wohnungs- 
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wesen, Städtebau und Raumordnung durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates. 

(2) Für Darlehen zur Modernisierung könnenBürg- 
schaften bis zu 80vomHundert der notwendigen Mo- 
dernisierungskosten übernommen und Zinszuschüsse 
für das verbürgte Darlehen gewährt werden. Bürg- 
schaften und Zinszuschüsse sind auf Antrag zu ge- 
währen, wenn die Modernisierung gemäß § 13 an- 
geordnet ist. Die Zinszuschüsse werden auf die 
Dauer von zwölf Jahren gewährt. Die Höhe des j 
Zinszuschusses soll in der Regel den Satz von 2,5 | 
vom Hundert nicht überschreiten. Das Nähere regelt 
der Bundesminister für Wohnungswesen, Städtebau 
und Raumordnung durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

(3) Nimmt die Gemeinde die Modernisierung im 
Wege der Ersatzvornahme selbst vor (§ 13 Abs. 3), 
so sind dem Eigentümer auf Antrag die Bürgschaft 
und der Zinszuschuß nach Absatz 3 für ein von ihm 
zur Deckung der Kosten der Ersatzvornahme aufzu- 
nehmendes Darlehen zu gewähren. 

(4) Wird ein Zinszuschuß in Anspruch genommen, 
so darf die im Zeitpunkt des Beginns der Moderni- 
sierung gültige Miete auf die Dauer von zwölf 
Jahren nur so weit erhöht werden, als dies zur 
Deckung der Aufwendungen aus den Modernisie- 
rungskosten erforderlich ist. 

(5) Wenn im Zusammenhang mit der Modernisie- j 
rung Instandsetzungen durchgeführt werden müssen, ! 
können hierfür öffentliche Zuschüsse und Bürg- 
schaften gewährt werden. Hierfür gelten die Bestim- j 
mungen des Absatzes 2. 

(6) In begründeten Fällen können auch für son- 
stige Instandsetzungen öffentliche Zuschüsse und 
Bürgschaften gewährt werden, jedoch nur für 50 vom 
Hundert der notwendigen Kosten. 

§ 25 

Maßnahmen für nicht Wohnzwecken dienende 
Anlagen 

Für Darlehen, die für Maßnahmen zur Minderung 
unzumutbarer Störungen nach § 7 Abs. 3 aufgenom- 
men werden, können Bürgschaften nur dann ge- 
währt werden, wenn und soweit die Erhaltung der 
nicht Wohnzwecken dienenden Anlagen, welche die 
Störungen verursachen, städtebaulich zulässig ist. 
Für die Bürgschaft gilt § 24 Abs. 2 und 3 entspre- 
chend. 

§ 26 

Räumung und Beseitigung gewerblich genutzter 
Anlagen 

Müssen zur Modernisierung oder Sanierung An- 
lagen geräumt oder beseitigt werden, die für einen 
Gewerbebetrieb von wesentlicher Bedeutung sind, 
so kann für ein von dem Gewerbetreibenden aufzu- 
nehmendes Darlehen zur Errichtung neuer Anlagen 
eine Bürgschaft gewährt werden. Die Bürgschaft 
kann bis zu 50 vom Hundert der Gesamtkosten ge- 
währt werden, jedoch nicht über das Dreifache des 


Verkehrswertes der aufgegebenen Anlage unter 
Berücksichtigung des § 21 hinaus. Die Bürgschaft 
darf nur erteilt werden, wenn sichergestellt ist, daß 
der Gewerbetreibende die ihm nach dem Vierten 
Abschnitt des Zweiten Teils gewährte Entschädigung 
im vollen Umfange für die Errichtung des neuen 
Gewerbebetriebes verwendet. 

§ 27 

Billigkeitsregelung 

Zur Abwendung besonderer Härten, die auf Maß- 
nahmen zur Modernisierung oder Sanierung be- 
ruhen und die wirtschaftliche Existenz betroffener 
Eigentümer und Nutzungsberechtigter gefährden, 
können unbeschadet zu leistender Entschädigungen 
Beihilfen gewährt werden. Ein Rechtsanspruch hier- 
auf besteht nicht. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Wohnungsneubau 
§ 28 

Förderungsarten 

Der Wohnungsneubau wird gefördert durch 

1. Bürgschaften für nachstellige Hypothekendar- 
lehen, 

2. Zinsbeihilfen für erststellige und nachstellige 
Hypothekendarlehen und 

3. nachstellige Öffentliche Darlehen. 

§ 29 

Bürgschaften 

Bürgschaften für nachstellige Hypothekendarlehen 
können gewährt werden bis zur hypothekarischen 
Belastung von 

1. 90 vom Hundert der Gesamtkosten beim Bau 
von Eigenheimen und Eigentumswohnungen, 
deren Bewerber über ein Einkommen verfügen, 
das 66 2 /3 vom Hundert des Betrages, welcher 
der Angestelltenversicherungspflichtgrenze 
entspricht, nicht überschreitet, 

2. 85 vom Hundert der Gesamtkosten bei Eigen- 
heimen und Eigentumswohnungen, deren Be- 
werber über ein Einkommen verfügen, das die 
Angestelltenversicherungspflichtgrenze nicht 
überschreitet, 

3. 75 vom Hundert der Gesamtkosten bei Eigen- 
heimen und Eigentumswohnungen, deren Be- 
werber über ein Einkommen verfügen, das die 
Angestelltenversicherungspflichtgrenze um 
nicht mehr als 50 vom Hundert überschreitet, 

4. 95 vom Hundert der Gesamtkosten bei Mehr- 
familienhäusern, deren Bauherren sich ver- 
pflichten, sämtliche von ihnen zu errichtende 
Wohnungen an Wohnungssuchende zu vermie- 
ten, deren Einkommen die Angestelltenver- 
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sicherungspflichtgrenze nicht überschreitet, 
sich mit einer 4prozentigen Verzinsung des 
investierten Eigenkapitals zu begnügen und 
den Nachweis der Verzinsung im Abstand von 
drei Jahren zu erbringen, 

5. 90 vom Hundert der Gesamtkosten bei Mehr- 
familienhäusern, deren Bauherren sich ver- 
pflichten, sämtliche von ihnen zu errichtende j 
Wohnungen an Wohnungssuchende zu vermie- ; 
ten, deren Einkommen die Angestelltenver- j 
sicherungspflichtgrenze nicht überschreitet, je- j 
doch eine marktübliche Verzinsung ihres Ei- 
genkapitals fordern oder sich der dreijährigen 
Kontrolle nicht unterwerfen, 

6. 75 vom Hundert der Gesamtkosten bei Mehr- 
familienhäusern, deren Bauherren sich ver- 
pflichten, mindestens 50 vom Hundert der zu 
errichtenden Wohnungen an Wohnungssuchen- 
de zu vermieten, deren Einkommen die An- 
gestelltenversicherungspflichtgrenze nicht 
überschreitet, im übrigen nur an Wohnungs- 
suchende zu vermieten, deren Einkommen die 
Angestelltenversicherungspflichtgrenze um 
nicht mehr als 50 vom Hundert überschreitet. 

§ 30 

Zinsbeihilfen 

(1) Für erststellige und nachstellige Hypotheken- 
darlehen können bis zu den in § 29 genannten 
Höchstbeträgen Zinsbeihilfen bis zu 3,5 vom Hun- 
dert jährlich gewährt werden. Die Hypothekendar- 
lehen sind mit mindestens 1 vom Hundert jährlich 
unter Zuwachs der ersparten Zinsen zu tilgen. 

(2) Die nach Absatz 1 gewährten Zinsbeihilfen 
ermäßigen sich vom fünften bis zum zehnten Jahr 
an jährlich um 74 vom Hundert und vom elften Jahr 
an jährlich um 72 vom Hundert. 

(3) Die Gewährung von Zinsbeihilfen nach Ab- 
satz 1 ist ausgeschlossen bei Hypothekendarlehen 
miit einer Laufzeit von weniger als fünfzehn Jahren 
oder bei Hypothekendarlehen, deren Kündigung vor 
Ablauf von fünfzehn Jahren zum Zwecke der Zins- 
neufestsetzung vereinbart wird. 

§ 31 

öffentliche Darlehen 

(1) Außer oder anstelle von Bürgschaften und 
Zinsbeihilfen können öffentliche Darlehen gewährt 
werden. Der Zinssatz des öffentlichen Darlehens darf 
2,5 vom Hundert einschließlich des Verwaltungsko- 
stenbeitrages nicht überschreiten. Das Darlehen ist 
mindestens mit 1,0 vom Hundert jährlich unter Zu- 1 
wachs der ersparten Zinsen zu tilgen. 

(2) Der Zinssatz des öffentlichen Darlehens erhöht 
sich vom fünften bis zum zehnten Jahr an jährlich 
um 74 vom Hundert und vom elften Jahr an jährlich 
um V 2 vom Hundert bis zur Höhe des marktüblichen 
Zinssatzes für Hypothekendarlehen, jedoch nicht 
über 6 vom Hundert hinaus. 


§ 32 

Eigenkapital bei Eigenheimen 

(1) Die Förderung von Eigenheimen setzt voraus, 
daß als Eigenkapital aufgebracht werden 

1. 10 vom Hundert der Gesamtkosten, minde- 
stens jedoch die Kosten des Grundstücks 
ohne Erschließungkosten, von den Bau- 
herren, deren Einkommen 66 2 h vom Hun- 
dert des Betrages, welcher der Angestel- 
ltenversicherungspflichtgrenze entspricht, 
nicht überschreitet, 

2. 15 vom Hundert der Gesamtkosten, min- 
destens jedoch die Kosten des Grund- 
stücks ohne Erschließungskosten, von den 
Bauherren, deren Einkommen die Ange- 
stelltenversicherungspflichtgrenze nicht 
überschreitet, 

3. 25 vom Hundert der Gesamtkosten, min- 
destens jedoch die Kosten des Grund- 
stücks einschließlich der Erschließungsko- 
sten, von den Bauherren, deren Einkom- 
men die Angestelltenversicherungspflicht- 
grenze um nicht mehr als 50 vom Hundert 
überschreitet. 

(2) Zweitwohnungen in Eigenheimen werden ge- 
fördert, wenn für die Zweitwohnung vom Bauherrn 
25 vom Hundert Eigenkapital auf den Gesamtko- 
stenanteil aufgebracht werden und sich der Bauherr 
den übrigen Bestimmungen des § 34 Nr. 1 unterwirft. 

§ 33 

Eigenkapital bei Eigentumswohnungen 

Die Förderung von Eigentumswohnungen setzt 
voraus, daß der Bauherr oder Erwerber von Eigen- 
tumswohnungen als Eigenkapital die in § 32 ge- 
nannten Vomhundertsätze der auf sie entfallenden 
anteiligen Gesamtkosten, mindestens die Kosten des 
Grundstücks einschließlich der Erschließungskosten, 
auf bringen. 

§ 34 

Eigenkapital bei Wohnungen im Dauerwohnrecht, 
bei Genossenschaftswohnungen und bei Mietwoh- 
nungen in Mehrfamilienhäusern 

Die Förderung von Wohnungen im Dauerwohn- 
recht bei Genossenschaftswohnungen und von Miet- 
wohnungen in Mehrfamilienhäusern setzt voraus, 
daß ein Eigenkapital aufgebracht wird in Höhe von 

1. 5 vom Hundert der Gesamtkosten, mindestens 
jedoch die Kosten des Grundstücks ohne Er- 
schließungskosten, von den Bauherren, die 
sich verpflichten, sämtliche von ihnen zu er- 
richtenden Wohnungen auf die Dauer von 
dreißig Jahren an Wohnungssuchende zu ver- 
mieten, deren Einkommen die Angestellten- 
versicherungspflichtgrenze nicht überschreitet, 
sich mit einer 4prozentigen Verzinsung des in- 
vestierten Eigenkapitals zu begnügen und 
keine höhere Miete zu fordern als sich aus 
den Kosten ergibt, 
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2. 10 vom Hundert der Gesamtkosten, minde- 
stens jedoch die Kosten des Grundstücks ein- 
schließlich der Erschließungskosten, von den j 
Bauherren, die sich verpflichten, sämtliche von ; 
ihnen zu errichtenden Wohnungen auf die 
Dauer von fünfzehn Jahren an Wohnungs- j 
suchende zu vermieten, deren Einkommen die ’ 
Angestelltenversicherungspflichtgrenze nicht 
überschreitet, und sich verpflichten, auf die 
Dauer von fünfzehn Jahren keine höhere 
Miete zu fordern als sich aus den Kosten er- ' 
gibt, 

3. 25 vom Hundert der Gesamtkosten, minde- i 
stens jedoch die Kosten des Grundstücks, ein- 
schließlich der Erschließungskosten, von den 
Bauherren, die sich verpflichten, auf die Dauer 
von fünfzehn Jahren die zu errichtenden Woh- ! 
nungen an Wohnungssuchende zu vermieten, ! 
deren Einkommen die Angestelltenversiche- 
rungspflichtgrenze um nicht mehr als 50 vom | 
Hundert überschreitet, und sich verpflichten, j 
auf die Dauer von fünfzehn Jahren keine an- | 
dere Miete zu fordern als sich aus den Kosten 
ergibt. 

§ 35 

Wohnungsgrößen 

(1) Mit öffentlichen Mitteln nach diesem Gesetz 1 
soll nur der Bau von Wohnungen gefördert werden, ; 
deren Wohnflächen in der Regel die nachstehenden 1 
Grenzen nicht überschreiten: 

a) Eigenheime mit nur 1 Wohnung 130 qm, j 

b) Eigenheime mit 2 Wohnungen 180 qm, j 

c) eigengenutzte Eigentumswoh- j 


nungen 120 qm, 

d) andere Wohnungen 90 qm. 


(2) Eigenheime, Eigentumswohnungen und son- 
stige Wohnungen sollen nicht gefördert werden, 
wenn sie in einem nicht vertretbaren Umfange Über- 
oder unterbelegt werden sollen. 

(3) Richtlinien über die Angemessenheit der 
wohnlichen Ausnutzung erläßt der Bundesminister 
für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung. 

§ 36 

Einkommensgrenzen 

(1) Als Einkommen im Sinne dieses Gesetzes gilt 
das Jahresbruttoeinkommen des Haushaltsvorstan- 
des. 

(2) Die in diesem Gesetz vorgeschriebenen Ein- 
kommensgrenzen gelten für einen Ein- bis Zwei- 
personenhaushalt. Sie erhöhen sich um jeweils 
10 vom Hundert für jedes weitere dem Haushalt 
angehörende unterhaltsbedürftige Familienmitglied. 


§ 37 

Gesamtkosten 

(1) Die Gesamtkosten umfassen die Kosten des 
Grundstücks und der Erschließung sowie die Bau- 
und Baunebenkosten einschließlich der Kosten der 
Außenanlagen. 

(2) Zu den Gesamtkosten gehören auch die 
Kosten für Garagen- und Stellplätze nach § 5 Abs. 2 
Nr. 2 Buchstabe d und für Gemeinschaftseinrichtun- 
gen nach § 5 Abs. 2 Nr. 6 Buchstaben a und b, so- 
weit sie der Bauherr selbst herstellt oder zu ihren 
Kosten beiträgt. 

§ 38 

Vorrang der Bauherren 

(1) Bei der Förderung des Wohnungsneubaues 
haben Vorrang, und zwar unter sich im gleichen 
Rang: Bauherren von Eigenheimen, Eigentumswoh- 
nungen und Wohnungen in Mehrfamilienhäusern 
(Wohnungen im Dauerwohnrecht, Genossenschafts- 
wohnungen, Mietwohnungen), die nach den Bestim- 
mungen der §§ 32 und 34 ein Eigenkapital bis zu 
15 vom Hundert der Gesamtkosten aufzubringen 
haben. 

(2) Den unter Absatz 1 genannten Bauherren sind 
die Bauherren gleichzustellen, die Eigenheime und 
Eigentumswohnungen errichten und an Bewerber 
veräußern, die unter die Bestimmungen des Ab- 
satzes 1 fallen. 

§ 39 

Finanzierungsbeiträge von Wohnungsbewerbern 

(1) Für nach diesem Gesetz geförderte Wohnun- 
gen dürfen von Wohnungsbewerbern Baukostenzu- 
schüsse und Mietvorauszahlungen weder gefordert 
noch angenommen werden. Von Dritten können 
Baukostenzuschüsse zugunsten von Wohnungs- 
bc'z"“bern angenommen werden, wenn sie keine 
Verbindlichkeiten für die Wohnungsbewerber be- 
gründen. 

(2) Für nach diesem Gesetz geförderte Wohnun- 
gen kann der Bauherr Darlehen als Finanzierungs- 
beitrag nur von Wohnungsbewerbern fordern oder 
annehmen, deren Einkommen die Angestelltenver- 
sicherungspflichtgrenze überschreitet. Die Förde- 
rung von Wohnungen in Mehrfamilienhäusern und 
von zweiten Wohnungen in Eigenheimen kann von 
der Leistung eines Finanzierungsbeitrages nach 
Satz 1 abhängig gemacht werden. 

(3) Darlehen nach Absatz 2 dürfen die Höhe der 
Jahresmiete nicht übersteigen,- sie sind jährlich mit 
2,5 vom Hundert zu verzinsen und mit 1,5 vom Hun- 
dert zu tilgen. Der Zinssatz ändert sich entsprechend 
den Vorschriften nach § 30 Abs. 2. 

(4) Eine vorzeitige Tilgung des Darlehens kann 
der Mieter nicht verlangen; das gilt auch bei Auf- 
lösung des Mietverhältnisses während der Tilgungs- 
zeit. Der Mieter kann dem Bauherren einen Ersatz- 
mieter Vorschlägen, der bereit ist, das Darlehen zu 
übernehmen. Lehnt der Bauherr diesen Ersatzmieter 
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aus Gründen ab, die er selbst zu vertreten hat, so 
ist er verpflichtet, das Darlehen zurückzuzahlen, so- , 
bald der Mieter die Wohnung geräumt hat. 

§ 40 

Finanzierungsplan 
und Wirtschaftlichkeitsberechnung 

Den Anträgen auf Förderung nach den Vorschrif- j 
ten dieses Artikels sind ein Kosten- und Finanzie- i 
rungsplan sowie eine Wirtschaftlichkeitsberechnung 
beizufügen. Das Nähere hierüber regelt der Bundes- 
minister für Wohnungswesen, Städtebau und Raum- j 
Ordnung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung I 
des Bundesrates. | 

§ 41 

Eigentumswechsel 

(1) Werden Eigenheime, Eigentumswohnungen, 
Wohnungen im Dauerwohnrecht, Genossenschafts- 
wohnungen oder Mietwohnungen, die gemäß § 28 
gefördert worden sind, vor Ablauf von fünfzehn 
Jahren veräußert, so sind die bis zu diesem Zeit- | 
punkt in Anspruch genommenen öffentlichen Dar- ! 
lohen und Zinsbeihilfen zurückzuzahlen. Das Nähere j 
regelt eine Rechtsverordnung des Bundesministers j 
für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates. 

(2) Ebenso ist durch Rechtsverordnung sicherzu- j 
stellen, daß bei einer Vermietung von Eigenheimen ! 
und Eigentumswohnungen, die nach diesem Gesetz \ 
gefördert worden sind, die Bestimmungen des § 34 j 
sinngemäße Anwendung finden. 

DRITTER ABSCHNITT 

i 

Wohngeld 
§ 42 

Anspruch auf Wohngeld 

(1) Jeder Staatsbürger hat Anspruch auf Gewäh- 
rung von Wohngeld, soweit die Miete oder Be- 
lastung für seine Wohnung in einem unzumutbaren 
Verhältnis zu seinem Einkommen steht. 

(2) Das Nähere regelt ein besonderes Gesetz. 
Das Gesetz hat insbesondere sicherzustellen, daß 
die Bemessungssätze des Wohngeldes in angemes- 
senen Zeitabständen an die veränderten Kaufkraft- 
verhältnisse angepaßt werden. 


VIERTER ABSCHNITT | 

i 

Förderungsprogramme 
§ 43 

Förderungsprogramme für Modernisierung, 
Instandsetzung und Sanierung 

(1) Auf Grund der Ermittlungen, Feststellungen j 
und Vorschläge der Gemeinden nach § 8 stellen die j 


für das Wohnungs- und Siedlungswesen zuständi- 
gen obersten Landesbehörden innerhalb von drei 
Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes lang- 
fristige, mindestens einen Zeitraum von fünf Jahren 
umfassende Förderungsprogramme für die Moder- 
nisierung, Instandsetzung und Sanierung (§ 7) auf. 

(2) In den Förderungsprogrammen wird darge- 
stellt, in welchem Umfange und zu welcher Zeit För- 
derungsmittel in den einzelnen Gemeinden einge- 
setzt werden sollen. Flächensanierungen, deren För- 
derung vorgesehen ist, sind zu benennen. 

(3) Für Modernisierung, Instandsetzung und Ein- 
zelsanierung in kreisangehörigen Gemeinden brau- 
chen die Förderungsprogramme nur die Mittel anzu- 
geben, die zur Verwendung in den einzelnen Land- 
kreisen vorgesehen sind; in diesem Falle sind die 
Landkreise zu verpflichten, innerhalb von sechs 
Monaten nach Veröffentlichung des Förderungspro- 
grammes dieses gemäß Absatz 2 Satz 1 durch 
eigenen Beschluß zu ergänzen. 

(4) Die Förderungsprogramme müssen geeignet 
sein, den Gemeinden die Aufstellung der Zeitstufen- 
pläne nach § 9 mit Aussicht auf deren zeitgerechte 
Verwirklichung zu ermöglichen. 


§ 44 

Förderungsprogramme für den Wohnungsneubau 

(1) Unter Beachtung der Ermittlungen, Feststel- 
lungen und Vorschläge der Gemeinden nach § 14 
Abs. 3 stellen die für das Wohnungswesen zuständi- 
gen obersten Landesbehörden für jedes Haushalts- 
jahr ein Förderungsprogramm für den Wohnungs- 
neubau auf. 

(2) Für Maßnahmen, die der Art und Größe nach 
nur in langfristiger Planung und Durchführung voll- 
zogen werden können, sind langfristige Programme 
aufzustellen. 

(3) Sie sind — soweit notwendig — mit den För- 
derungsprogrammen nach § 42 abzustimmen. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Bereitstellung der Förderungsmittel 
§ 45 

Bereitstellung der Bundesmittel 

(1) Der Bund beteiligt sich an der Finanzierung 
der Wohnungsversorgung nach diesem Gesetz da- 
durch, daß er bereitstellt 

1. alle Rückflußmittel entsprechend den Be- 
stimmungen des § 20 des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes aus Wohnungsdarlehen, 
die der Bund gewährt hat oder noch ge- 
währen wird, 

2. in jedem Rechnungsjahr einen Betrag von 
mindestens 1 Milliarde Deutsche Mark, 
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(2) Die zur Förderung der Wohnungsversorgung 
vorgesehenen Bundesmittel sind im Bundeshaushalt i 
in den Einzelplan des Bundesministers für Woh- ; 
nungswesen, Städtebau und Raumordnung einzu- ! 
stellen. Der Bundesminister für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung verteilt die Bundes- 
mittel auf die Länder nach einem Schlüssel, den er 
für mindestens fünf Jahre im Einvernehmen mit den 
für das Wohnungs- und Siedlungswesen zuständigen ; 
obersten Landesbehörden festsetzt. Die Vorschriften j 
des § 19 Abs. 1 Sätze 3 bis 5 des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes finden entsprechende Anwendung. 

(3) Der Bundesminister für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung kann die Zuteilung der 
Bundesmittel an die Länder davon abhängig machen, 
daß die Länder zur Förderung der Wohnungsversor- | 
gung angemessene eigene Mittel bereitstellen. 

i 

§ 46 

Rangfolge 

Aus den Mitteln des Bundes sind vorab die für 
das Wohngeld benötigten Mittel in dem Umfange 
bereitzustellen, wie der Bund auf Grund des Wohn- 
geldgesetzes (§ 42) hierzu verpflichtet wird. 

§ 47 

Bürgschaften 

Der Bund ist ermächtigt, in Durchführung dieses 
Gesetzes Bürgschaften bis zu 2 Milliarden Deutsche 
Mark jährlich zu übernehmen. 

§ 48 

Unterstützung der Gemeinden 

Bund und Länder unterstützen die Gemeinden bei 
der Erfüllung der ihnen aus diesem Gesetz erwach- 
senden Aufgaben aus ihren Förderungsmitteln und 
durch Bürgschaften. Unterstützung wird insbeson- 
dere für Maßnahmen zur Erschließung, zur Versor- 
gung und zur Einrichtung von Gemeinschaftsanla- 
gen, zum Zwecke von Entschädigungsleistungen nach j 
dem Vierten Abschnitt des Zweiten Teils und zur ! 
Baulandbeschaffung gewährt. :| 

§ 49 

Vorfinanzierung von Flächensanierungsmaßnahmen 

(1) Der Bundesminister für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung ist ermächtigt, von den 
in § 45 bezeichneten Mitteln bis zu ihrer endgültigen 
Verwendung zum Zwecke der Vorfinanzierung von j 
Flächensanierungsmaßnahmen einen Betrag bis zu 

1 00 Millionen Deutsche Mark darlehnsweise zur 
Verfügung zu stellen. 

(2) Die Mittel sind den Landessanierungsstocks 
zuzuweisen. Sofern in einem Lande kein Landes- 
sanierungsstock besteht, sind die Mittel der Deut- 


schen Bau- und Bodenbank zur Verfügung zu stel- 
len. 

(3) Die Verteilung der Vorfinanzierungsmittel er- 
folgt nach den Bestimmungen des § 45 Abs. 2. 

(4) Die zur Verfügung gestellten Mittel sollen 
in erster Linie zur Vorfinanzierung des Grundstücks- 
erwerbs in Sanierungsgebieten verwendet werden. 

(5) Die Vorfinanzierungsmittel sollen zinslos oder 
mit einem niedrigen Zinssatz gewährt werden. 

(6) Das Nähere bestimmt der Bundesminister für 
Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finan- 
zen. 

§ 50 

Konjunkturbeirat 

(1) Um die Wohnungsbauinvestitionen mit der 
Konjunktur und Auftragslage im Bauhaupt- und 
Ausbaugewerbe in Übereinstimmung zu bringen, 
wird beim Bundesminister für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung ein Beirat von unab- 
hängigen Sachverständigen gebildet. 

(2) Der Beirat hat die Aufgabe, den Bundesmini- 
ster für Wohnungswesen, Städtebau und Raumord- 
nung in Fragen der Konjunktur zu beraten und 
jeweils bis zum 1. Oktober eines Jahres ein Gut- 
achten zu erstatten. 


VIERTER TEIL 
Schluß Vorschriften 

§ 51 

Fortfall der Grundsteuervergünstigung 

Für alle nach den Bestimmungen dieses Gesetzes 
i zur Errichtung gelangenden Eigentumswohnungen, 
I Wohnungen im Dauerwohnrecht, Genossenschafts- 
j Wohnungen und Wohnungen in Mehrfamilien- 
häusern werden Grundsteuervergünstigungen nicht 
mehr gewährt. 

§ 52 

Änderung sonstiger Gesetze und Vorschriften 

Durch dieses Gesetz werden folgende Gesetze und 
Vorschriften geändert: 


§ 53 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme des § 45 Abs. 3 
nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 und 5 sowie des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 
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§ 54 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt unbeschadet der Vorschrif- 
ten des Absatzes 2 am in Kraft. 

(2) Vorschriften, die zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen ermächtigen, sowie die Vorschriften des 
§ 8 treten am Tage nach der Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 21. Januar 1964 

Erler und Fraktion 
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